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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 1 KR 52/13 B 
 
L 5 KR 267/12 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 17 KR 30/11 (SG Speyer) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
DAK-Gesundheit, 
Nagelsweg 27 - 31, 20097 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 1. September 2014 durch den  

Präsidenten   M a s u c h    und die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. April 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der bei der beklagten Krankenkasse versicherte Kläger ist mit seinem Begehren auf Gewährung 

eines Kraft-Ausdauer-Trainings bei der Beklagten und in den Vorinstanzen ohne Erfolg geblie-

ben. Zur Begründung seiner Entscheidung hat das LSG ua ausgeführt, § 43 Abs 1 SGB V iVm 

§ 44 Abs 1 Nr 3 und 4 SGB IX sehe als ergänzende Leistung zur Rehabilitation Rehabilitations-

sport/Funktionstraining nur in Gruppen vor. Hieran fehle es, weil das Kraft-Ausdauer-Training an 

Geräten nicht in Gruppen durchgeführt werden solle (Urteil vom 18.4.2013). 

 

Der Kläger wendet sich mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Beklagten ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

GG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung der geltend gemachten Zulassungsgründe 

der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) 

und des Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

1. Wer sich - wie hier der Kläger - auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und aus-

führen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich so-

wie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 f; BSG SozR 3-2500 § 240 Nr 33 

S 151 f mwN). Der Kläger richtet sein Vorbringen hieran nicht aus. 

 

Der Kläger formuliert zwar folgende Rechtsfrage: 

  

 "Stellt die Gewährung eines individuellen Rehabilitationssports/Funktionstrainings an 

technischen Geräten eine ergänzende Leistung zur Rehabilitation im Sinne des § 43 Abs 1 

Nr 1 SGB V dar, die unabhängig von den Voraussetzungen des § 44 Abs 1 Nr 4 SGB IX 

durch die Krankenkasse gewährt werden kann?" 

 

Der Kläger zeigt aber den Klärungsbedarf nicht hinreichend auf. Das Bedürfnis für die Klärung 

einer Rechtsfrage in einem Revisionsverfahren fehlt, wenn ihre Beantwortung nach der dazu 
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ergangenen höchstrichterlichen Rechtsprechung keinem vernünftigen Zweifel unterliegt, die 

Frage also "geklärt ist" (vgl zB BSG Beschluss vom 21.10.2010 - B 1 KR 96/10 B - RdNr 7 

mwN). Eine Rechtsfrage, über die bereits höchstrichterlich entschieden worden ist, kann den-

noch klärungsbedürftig sein, wenn der Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang wider-

sprochen wird und gegen sie nicht von vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht werden 

(vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 S 19 mwN), was im Rahmen der Beschwerdebegründung 

ebenfalls darzulegen ist (vgl zum Ganzen zB BSG Beschluss vom 22.12.2010 - B 1 KR 

100/10 B - Juris RdNr 7; BSG Beschluss vom 17.9.2013 - B 1 KR 63/13 B - Juris RdNr 6 mwN). 

Der Kläger setzt sich schon nicht damit auseinander, ob überhaupt höchstrichterliche Recht-

sprechung zu der von ihm formulierten Frage ergangen ist. Erst recht geht er nicht darauf ein, 

inwieweit nach der Rechtsprechung des BSG zum früheren Rehabilitationsrecht noch Klärungs-

bedarf verblieben ist. Danach kommen als ergänzende Rehabilitationsleistungen nur Leistungen 

in Betracht, die der Gesetzgeber nicht schon an anderer Stelle geregelt hat (BSG SozR 2200 

§ 1242 Nr 3 Juris RdNr 21; BSG SozR 1500 § 75 Nr 33 Juris RdNr 31). Rehabilitations-

sport/Funktionstraining sind aber Leistungsarten, die § 44 Abs 1 Nr 3 und 4 SGB IX regelt. 

 

2. Der Kläger legt auch eine Divergenz nicht ausreichend dar. Wer eine Rechtsprechungsdiver-

genz entsprechend den Gesetzesanforderungen darlegen will, muss entscheidungstragende 

abstrakte Rechtssätze in der Entscheidung des Berufungsgerichts einerseits und im herange-

zogenen höchstrichterlichen Urteil andererseits gegenüberstellen und dazu ausführen, weshalb 

beide miteinander unvereinbar sein sollen (vgl zB BSG Beschluss vom 28.7.2009 - B 1 KR 

31/09 B - RdNr 4; BSG Beschluss vom 28.6.2010 - B 1 KR 26/10 B - RdNr 4; BSG Beschluss 

vom 22.10.2010 - B 1 KR 100/10 B - Juris RdNr 4 mwN). Erforderlich ist, dass das LSG bewusst 

einen abweichenden Rechtssatz aufgestellt und nicht etwa lediglich fehlerhaft das Recht ange-

wendet hat (vgl zB BSG Beschluss vom 15.1.2007 - B 1 KR 149/06 B - RdNr 4; BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 26 S 44 f mwN). An der Darlegung eines vom LSG bewusst abweichend von 

höchstrichterlicher Rechtsprechung aufgestellten Rechtssatzes fehlt es. 

 

3. Der Kläger bezeichnet auch einen Verstoß gegen § 103 SGG nicht in der gebotenen Weise. 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist eine Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Der Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrund-

satz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). Der Kläger 

behauptet nicht, einen Beweisantrag gestellt zu haben. 

 

4. Der Senat sieht insgesamt von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 

SGG). 
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5. Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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